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I Franz Oppenhoff
Franz Oppenhoff wurde zusammen mit seinem Zwillingsbruder Karl am 18. August 1902 in Aachen geboren
. Er hatte zwei ältere Schwestern und einen jüngeren Bruder. Sein Vater Franz Oppenhoff war zuerst Lehrer am Aachener Kaiser-Karl-Gymnasium und später als Kreisschulinspektor
 und schultechnischer Beirat bei der Schulaufsicht bei der Stadtverwaltung Aachen tätig. Franz besuchte mit seinem Zwillingsbruder Karl
  das Kaiser-Karl-Gymnasium in Aachen und legte im Frühjahr 1921 das Abitur ab.  

Entgegen der Familientradition absolvierte Franz nach dem Abitur 1921 zuerst eine kaufmännische Lehre in den Lynen-Kabel-Werken in Eschweiler. Kurz nach dem Abitur wurde er Mitglied der katholischen Studentenvereinigung „Carolingia“ an der Technischen Hochschule Aachen. Nach der Ausbildung arbeitete er in der Exportabteilung des Betriebes in Eschweiler und wohnte dort. Im Jahr 1924 nahm Franz Oppenhoff an der Universität in Köln das Jurastudium auf und legte das erste Staatsexamen vor Weihnachten 1927 ab. Das Referendariat absolvierte er in Berlin und bestand dort auch das juristische Staatsexamen am 21. Juni 1932. 

Ende November 1932 erfolgte seine Zulassung als Rechtsanwalt am Landgericht Aachen. Er eröffnete im Januar 1933 sein Anwaltsbüro in der Aachener Innenstadt. 1935 heiratete er Irmgard Nimax und bekam mit ihr zusammen drei Töchter. 
Als Rechtsanwalt zählten zu seinen Mandanten katholische Geistliche und andere Bürger, die sich gegen Maßnahmen des NS-Staates zur Wehr setzten. 1938 wurde Oppenhoff Justitiar beim Päpstlichen Werk der Glaubensverbreitung und 1939 Geschäftsführer des Franziskus-Xaverius-Missionsvereins. 1941 wurde er Syndikus der Veltrup-Werke und stellvertretender Betriebsführer, 1943 dann kaufmännischer Direktor. Nachdem die Amerikaner am 11. September 1944 die Stadt Eupen (heutiges Belgien) eingenommen hatten, suchten sie kurz darauf Franz Oppenhoff auf, um ihn über die Zusammensetzung einer neuen Aachener Stadtverwaltung zu befragen. Letztlich ernannten die Amerikaner Franz Oppenhoff am 31. Oktober 1944 zum Oberbürgermeister der Stadt Aachen, wobei sein Name geheim gehalten werden sollte. Seine weitere Tätigkeit bestand darin, in Zusammenarbeit mit den US-Amerikanern die Aachener Stadtverwaltung aufzubauen und den Wiederaufbau in die Wege zu leiten. Am 25. März 1945 wurde Oppenhoff von einem Werwolfkommando
 vor seinem Haus in der Eupener Straße in Aachen getötet. 

II  Franz Oppenhoff – Der erste Demokrat nach der Befreiung Aachens im Jahre 1944 
Betrachtet man Franz Oppenhoffs Lebenslauf, so sind dort Brüche und einige Besonderheiten auffällig, besonders im ersten Teil seiner beruflichen Tätigkeit bis zur Kapitulation Aachens am 21. Oktober 1944. 
Auffallend ist, dass er nach dem Abitur nicht sofort Rechtswissenschaften studierte, sondern zuerst mit einer kaufmännischen Lehre begann. Dies ist zum einen dem frühen Tod seines Vaters geschuldet, der bereits 1920 verstarb; zum anderen spielen wohl auch materielle Verluste seiner Familie wegen der Inflation und der Rheinlandbesetzung eine Rolle. Ein Freund des Hauses, Dr. Lagemann, gab ihm ein Darlehen, damit er das Studium aufnehmen konnte. Demzufolge musste er sich seinen Lebensunterhalt zuerst verdienen und seine wirtschaftliche Unabhängigkeit erarbeiten. Dies könnte bei Franz Oppenhoff zu einem tieferen Selbstbewusstsein und einer Reife geführt haben, sich auch seine Geisteshaltung und politische Einstellung nicht von einem totalitären Regime vorschreiben zu lassen. 

Ein Beleg hierfür ist vor allem die Tatsache, dass er trotz des auf ihn ausgeübten Drucks nie in die NSDAP oder aber in den Nationalsozialistischen Rechtswahrerbund (NSRB), der Berufsorganisation der Juristen im Dritten Reich, eintrat. So traten der Deutsche Anwaltverein und der Deutsche Richterbund dem NSRB bei
. Es gab zwar keine Pflicht, Mitglied zu werden, allerdings wurde es auch wie im Falle Franz Oppenhoffs als „Hinweis auf mangelnde nationalsozialistische Gesinnung“ verstanden, wenn man sich verweigerte.   

Mit der Auswahl seiner Mandanten zeigte Franz Oppenhoff deutlich eine Geisteshaltung, die nicht nur von seinen Werten, sondern auch seinem Glauben geprägt war. Er verteidigte viele Juden, deren Eigentum beschlagnahmt wurde, oder er versuchte sie aus der „Schutzhaft“ freizubekommen. Hatte er den Freispruch eines Mandanten erreicht, so musste er diesen aus dem Konzentrationslager abholen. Ebenso vertrat er für das Bistum Aachen katholische Geistliche
, gegen die das NS-Regime wegen angeblicher Sittlichkeits- oder Devisenvergehen vorging
. Priester wurden in Konzentrationslager oder aber zu einem Schauprozess nach Köln oder Koblenz verbracht, wo sie wegen „sexueller Verdorbenheit“, oder aber „korrupter Priesterschaft“ angeklagt wurden. Auch der Eigentümer der Druckerei Wilhelm Metz, der die päpstliche Enzyklika „Mit brennender Sorge“ verlegt hatte, zählte drei Jahre lang zu seinen Mandanten. In dieser Druckerei wurde auch die katholische Kirchenzeitung für das Bistum Aachen hergestellt
. Ein international bekannter Rechtsanwalt hatte die Verteidigung abgelehnt mit der Begründung, dass er „nicht mit der Gestapo in Konflikt“ geraten wolle.  
Das NS-Regime hatte mit der Enteignung und dem verhängten Berufsverbot des Eigentümers Wilhelm Metz
 dem Rechtsanwalt Oppenhoff deutlich aufgezeigt, dass es im Dritten Reich keine Freiheitsrechte und schon gar kein Recht auf freie Meinungsäußerung in der Presse gab. Trotzdem setzte sich Oppenhoff weiterhin für dessen Rehabilitierung ein. 
Schließlich nahm der politische Druck auch seitens der Gestapo auf ihn zu. Kreisleiter Eduard Schmeer bezeichnete ihn als „Staatsfeind Nr.1“. Es erging die Aufforderung, sich zum Wehrdienst zu melden. Franz Oppenhoff nahm eine Anstellung bei der Aachener Firma Anton Veltrup & Co an, der ein „kriegswichtiger Betrieb“ war, so dass er mit seiner Dienstverpflichtung in seiner Funktion als Syndikus und später als kaufmännischer Direktor vor einer Einberufung geschützt war
.  

In dieser kurzen Zeitspanne von 1933 bis 1945, als unbedachte Äußerungen eine Verhaftung durch die Gestapo nach sich ziehen konnten, war ein solches Engagement mehr als Zivilcourage. Oppenhoffs Einsatz ging weit über das hinaus, was sich die meisten seiner Kollegen im Rahmen ihrer Tätigkeit trauten. Es bedeutete, dass  er sich von dem alltäglichen Druck, der über die Jahre gewachsen und sich immens gesteigert hatte, angefangen von der Verfolgung der Kommunisten und Sozialisten, Bücherverbrennung unliebsamer Autoren, Repressalien jeglicher Art, der Diskriminierung und Verfolgung der jüdischen Mitbürger, der Sinti und Roma nicht einschüchtern ließ und für das NS-Regime gefährlich war – auch in seiner U.k-Stellung als Justitiar bei den Veltrup-Werken.  

Die zweite und letzte Phase seiner beruflichen Tätigkeit war die des Oberbürgermeisters der Stadt Aachen und dauerte keine fünf Monate. Der Zweite Weltkrieg war mit der Befreiung Aachens bereits am 21. Oktober 1944 beendet
. Nach erbitterten und harten Kämpfen
 lag die Stadt in Trümmern
, die Versorgungslage war desolat, etwa 6000 Bürger hatten sich der Evakuierung widersetzt und harrten in Bunkern oder Kellern aus. Die meisten waren bereits in den Lagern außerhalb der Stadt untergebracht. Oppenhoff hielt sich mit seiner Familie in Eupen auf. Die amerikanische Militärregierung wurde auf ihn aufmerksam, nachdem der Bischof von Aachen, Johannes Josef von der Velden
, ihn Major Swoboda und Stadtkommandant Carmichael der 1. US-Armee für den Aufbau einer neuen Verwaltung empfohlen hatte. Oppenhoff nahm am 31. Oktober 1944 das Amt des Oberbürgermeisters an, nachdem kein anderer Kandidat gefunden worden war. Er besetzte fast alle Schlüsselpositionen mit Männern seines Vertrauens, mit denen er bekannt war oder vorher beruflich bereits zusammengearbeitet hatte. Mit wenigen Ausnahmen handelte es sich um Personen, die nicht NS-Parteimitglied gewesen waren
. Einige waren Arbeitskollegen bei den Veltrup-Werken gewesen
.
Samuel Padover, Abteilung Psychologische Kriegsführung der US-Armee, der mit seinem Team die Geisteshaltung und Stimmung in der deutschen Bevölkerung zu dem NS-Regime untersuchen sollte, fand für die neuen Führungskräfte ein vernichtendes Urteil: So habe es sich bei den neuen Dezernenten um Profiteure des NS-Regimes gehandelt, die wegen „wertvoller Verdienste um die Kriegswirtschaft“ nicht eingezogen worden seien, aber „unter Hitler gut verdient hatten“
. Keiner von ihnen habe Widerstand unter dem NS-Regime geleistet. Sie seien wie Oppenhoff selbst anti-demokratisch gesinnt, lehnten die Gründung von Parteien und Gewerkschaften ab sowie jede liberale Tendenz
. Sozialdemokraten und Kommunisten seien überhaupt nicht vertreten
. Eine Entlassungswelle setzte die neunte Armee daraufhin Ende Januar 1945 in Gang: Am 31. Januar 1945 wurden bereits 27 Mitarbeiter der Aachener Stadtverwaltung wegen NS-Mitgliedschaft entlassen, später auch zwei Bürgermeister und weitere hochstehende Beamte. 
Fraglich ist hier, wie dies bezüglich der politischen Orientierung Oppenhoffs zu werten ist und ob er auch in den letzten Lebensmonaten vor seiner Ermordung ein Demokrat war. 
Unstrittig ist, dass Oppenhoff tatsächlich viele Profiteure des Dritten Reiches, ehemalige Mitarbeiter und Kollegen, ehemalige Schulfreunde eingestellt hat. Anzumerken ist aber, dass er vermutlich keine Wahl hatte. Aus rein pragmatischen Gründen konnte er bei der Besetzung von Verwaltungsposten nur auf diejenigen zurückgreifen, die über einen hohen Bildungsstand verfügten, nicht eingezogen worden waren oder aber das Land verlassen hatten. Es waren wahrscheinlich nicht viele Kandidaten, die übrig blieben. Vermutlich hatte er, der aus einer traditionsreichen Juristenfamilie stammte, keinerlei persönliche Kontakte zu Kommunisten, so dass er sie nicht bei seiner Personalauswahl berücksichtigen konnte. Somit ist diese Behauptung zutreffend, dass die „Elite sich selbst rekrutiert hatte“
. Seine ablehnende Haltung gegenüber Gewerkschaften legte Oppenhoff kurz vor seinem Tode auch ab, lud die Repräsentanten linker Gruppierungen zu Gesprächen ein und unterstützte die Gründung der ersten Gewerkschaft in Aachen
. Es scheint, als könne es sich hier um Anpassungsschwierigkeiten an die Nachkriegszeit unter Besatzungshoheit handeln; Die Erfahrungen des Dritten Reiches waren noch nicht verarbeitet worden. Darüber hinaus war ihm von der US-Militärregierung freie Hand gelassen worden, die für die Einstellungen maßgebliche Direktive CCS 551 war von ihm beachtet worden. Da sie keine Definition enthielt, wer Nazi oder Sympathisant war, war ihm auch keine Pflichtverletzung vorzuwerfen. Diese Kriterien wurden erst am 24. März 1945 mit einer neuen Besatzungsdirektive für die Bewertung von Nazis und Mitläufern geregelt- dies war ein Tag vor Oppenhoffs Ermordung.

Wichtig ist hier zu beachten, dass Oppenhoff mit der Wahl zum Oberbürgermeister wissentlich sein Leben riskiert hat. Der spätere Bundeskanzler Konrad Adenauer hatte diese Position für seine Heimatstadt Köln abgelehnt, weil er um das Leben seiner Familie fürchtete, die sich in Süddeutschland aufhielt. Hatte Oppenhoff zumindest seine Existenz im Dritten Reich aufs Spiel gesetzt, in dem er Regimegegner vertreten hatte, so war es in der Aachener Nachkriegszeit sein Leben, das er täglich riskierte aus Angst vor NS-Fanatikern oder einem „Werwolfkommando“. In den wenigen Monaten seiner Tätigkeit war die Todesangst vor einem Fallschirmspringer, der auf ihn angesetzt war, sein ständiger Begleiter. 
Es ergibt sich aus all den Berichten das Bild einer charakterfesten Persönlichkeit, die an konservativen und rechtsstaatlichen Werten während des Dritten Reiches festhielt und zeigte, dass Widerstand auch als Rechtsanwalt möglich war – viele seiner Kollegen hatten das in der Entnazifizierung ja verneint - und sich mutig dem Wiederaufbau zur Verfügung stellte. Seine Ermordung hat einen besonderen und wertvollen Demokraten, Juristen und Familienvater viel zu früh aus einem Leben gerissen, in dem er beispielhaft gezeigt hatte, welche Möglichkeiten es gibt, sich dem Dritten Reich zu verweigern und sich für rechtstaatliche Werte einzusetzen, sich entgegen Ängsten und Bedrohungen für einen Wiederaufbau der Heimatstadt einzusetzen. 
Es ist eine bittere Fußnote, dass seine Mörder – darunter ein 14-jähriger Junge und ein 15-jähriges Mädchen - in der Nachkriegszeit viel zu milde bestraft wurden – sie wurden nur wegen Beihilfe zum Mord und nicht wegen Mordes bestraft, da der Mord von Himmler angeordnet worden war. Sie erfuhren die Milde eines von einem NS-Richter geführten Senates. Später wurden in der zweiten Instanz die Urteile aufgehoben bzw. gar abgemildert - wegen Befehlsnotstandes. 
Dessen ungeachtet schätzte man in den darauffolgenden Jahren Oppenhoffs Einsatz für Werte, die wir heute aus dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 kennen, Werte wie Meinungsfreiheit, Religionsfreiheit, Rechtstaatlichkeit und das Demokratieprinzip. Dazu kam die Zivilcourage, auch im Dritten Reich als Rechtsanwalt für diese Werte eingetreten zu sein und sich für die Opfer des Nationalsozialismus verwendet zu haben.   
Seinen Einsatz als katholischer Christ für seine Glaubensbrüder gegen das barbarische Regime des Dritten Reiches würdigte die Deutsche Bischofskonferenz, in dem sie ihn als „Blutzeugen“ in das deutsche Martyrologium aufnahm
. 
Betrachtet man die Gesamtumstände der damals herrschenden Verhältnisse in der Nachkriegszeit, so war Oppenhoff ein Demokrat der ersten Stunde. Lange vor der Rede des damaligen Bundes-präsidenten Richard von Weizsäcker vom 8. Mai 1985 war es für ihn bereits am 21. Oktober 1944 eine Befreiung von dem „menschenverachtenden System der nationalsozialistischen Gewalt-herrschaft“
  und keine Niederlage, als Aachen kapitulierte. 
Eine späte Ehrung wurde ihm indirekt zuteil, als man die seiner Frau zustehende Witwenpension anhand des Dienstes berechnete, der ihm nach Ablauf seiner Laufbahn zugestanden hätte. Die „Kaiserallee“ wurde in „Oppenhoffallee“ umbenannt. Franz Oppenhoff hat nicht wie so viele andere geschwiegen, er ist aufgestanden und hat im Rahmen seiner Möglichkeiten Widerstand geleistet im Dritten Reich. Er hat wissentlich sein Leben riskiert, um in der Nachkriegszeit Aachen wiederaufzubauen.

Mit den 13 Stelen von dem Aachener Künstler Prof. Ernst Wille steht seit 1985 ein Mahnmal für Franz Oppenhoff auf der nach ihm benannten Allee, die mit Zitaten versehen sind. Es sei insbesondere auf die dritte verwiesen, auf der steht: „Schweigen kann zum Verbrechen werden“ (Kurt Schumacher). Dieser Satz steht für die Richtlinie seines Gewissens, der Oppenhoff gefolgt war, selbst in einem totalitären Unrechtssystem.   

Er war nicht nur in der in Aachen vorzeitig begonnenen Nachkriegszeit der Demokrat der ersten Stunde, sondern er ist insbesondere ein Vorbild auch für die nachfolgenden Generationen – dies umso mehr in einer Zeit des erstarkenden Rechtspopulismus. 

� Ausführlich hierzu: „Unternehmen Karneval“, Der Werwolfmord an Aachens Oberbürgermeister Oppenhoff, /Wolfgang Trees; Charles Whiting, Aachen 1982, S. 82-83, zit.: „Unternehmen Karneval“. 


� Vgl. „Aachener machen Geschichte“, Bert Kasties, Mandfred Sicking (Hrsg.), Aachen 1997, S.172.


� Sein Bruder Karl verstarb kurz vor dem Abitur, vgl. „Unternehmen Karneval“, S.82.


� Vgl. ausführlich dazu: „Unternehmen Karneval“, S.219 ff. Dies ist nicht unumstritten. So ist Volker Koop der Meinung, dass es erhebliche Abweichungen zu den üblichen „Werwolf-Aktionen“ gab, so dass es sich hier um einen SS-Auftragsmord von Himmler handele. Vgl. hierzu „Himmlers letztes Aufgebot“, Die NS-Organisation „Werwolf“, Volker Koop, Köln 2008. 


� 1939 hatte der NSRB bereits etwa 85 000 Mitglieder, vgl. Wikipedia, „Nationalsozialistischer Rechtswahrerbund, S.2, � HYPERLINK "https://wikipedia.org/wiki/Nationalsoizalistischer Rechtswahrerbund" �https://wikipedia.org/wiki/Nationalsoizalistischer Rechtswahrerbund�.   


� Vgl. hierzu die Schilderung von Joseph Dunkel, S.46, 54 ff. in: „Priesterschicksale im Dritten Reich“, Zeugnis der Lebenden, hrsg. vom Domkapitel Aachen, Aachen 1972. 


� Vgl. hierzu Elmar Gasten, „Aachen in der Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft 1933-1944“, Köln 1990 (Diss.), S. 302 ff. 


� Die Auflage war binnen des Jahres 1934 von 38 000 auf 100 000 im Jahr 1935 gestiegen, vgl. „Unternehmen Karneval“, S. 87. 


� Es erfolgte auch der Ausschluss aus der Reichspressekammer, vgl. „Unternehmen Karneval“, S.88.


� Vgl. hierzu „Unternehmen Werwolf“, S.90, wonach Oppenhoff im Gespräch mit seiner Frau meinte, er wolle nicht auf Hitler vereidigt werden,  den Kriegsdienst aber per se nicht ablehnte. 


� Vgl. Darstellung bei Saul K. Padover, „Lügendetektor“, Vernehmungen im besetzten Deutschland, Frankfurt/Main 1999, S. 40 – 42, zit.: „Padover“. 


� Vgl. Antony Beevor, „Die Ardennen Offensive 1944“, Hitlers letzte Schlacht im Westen, München 2015, S. 36 ff und Timm Haasler, „Den Westwall halten oder mit dem Westwall untergehen“, Teil 2: Die Ardennen-Schlacht, Aachen 2013, S. 268 ff zu Einzelheiten der Schlacht um Aachen.  


� Vgl. Wolfgang Trees, „Schmuggler, Zöllner und die Kaffeepause“, Die wilden Nachkriegsjahre an der deutschen Westgrenze, Aachen, 2002, S. 8/9; das Foto der Stadt Aachen wurde vom Flugzeug aus aufgenommen und trägt den Titel „Zerbombt und in bitterer Not“.   


� Bischof von der Velden war als „einziger Repräsentant einer weiterbestehenden Autorität“ heimlich in der Stadt verblieben, vgl. Bernhard Poll, „Das Schicksal Aachens im Herbst 1944“, hrsg. von Bernhard Poll, in: Zeitschrift des Aachener Geschichtsvereins, hrsg. von Albert Huyskens, Band 66/67 (Jhg. 1954/55),  S.266.   


� Hermann Sträter wurde von der US- Militärregierung verhaftet, nachdem seine politische Vergangenheit bekannt wurde: Er wurde später zum Landrat ernannt, vgl. „Unternehmen Werwolf“, S.77.  


� Vgl. ausführliche Darstellung bei Padover, S.177 ff; Vgl. auch die Interviews mit den neu eingestellten Bürgermeistern und Dezernenten. 


� Vgl. Padover, S. 178.


� Vgl. Padover, S. 179.


� Vgl. Padover, S. 185.


� Vgl. detaillierte Darstellung bei Ralf Dahrendorf, „Gesellschaft und Demokratie“ in Deutschland“, München 1971, S. 400 ff.


� So erfolgte die erste Gewerkschaftsgründung am 18. März 1945, vgl. Evelin Wölk, „Die amerikanische Besatzungspolitik in Aachen (1944/45) im Rahmen der Planung der amerikanischen Politik für ein Leben nach Hitler“, Magisterarbeit am Lehrstuhl für Geschichte der RWTH Aachen, S.55.


� Vgl. „Zeugen für Christus: Das deutsche Martyrologium des 20. Jahrhunderts“, hrsg. von Helmut Moll. Im Auftrag der Deutschen Bischofskonferenz, Paderborn, 2000. 


� Vgl. Informationen zur politischen Bildung Nr.316/2012 S.78 mit vollständigem Abdruck der Rede von Richard von Weizsäcker zum 40. Jahrestag der Beendigung des Krieges in Europa und der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft.  





